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der Kinder- und Jugendhilfe ähnlich dynamische Entwick-
lungen aufweist. Bundesweit ist eine steigende Inanspruch-
nahme erkennbar. Die Heterogenität dieses Handlungsfelds 
zeigt sich dabei nicht nur in der höchst divergenten inhalt-
lich-konzeptionellen Ausrichtung, Hilfegewährung und -fi-
nanzierung, bezüglich der eingesetzten (Fach-)Kräfte sowie 
deren Qualifikations- und Aufgabenprofil und der Verortung 
an der Schule, sondern unterscheidet sich zudem maßgeblich 
hinsichtlich der bildungspolitischen Rahmenbedingungen in 
den Bundesländern. Dies setzt sich aktuell auch in den viel-
fältigen und zahlreichen Praxismodellen fort. Die involvier-
ten Systeme Schule, Jugend- und Eingliederungshilfe sehen 
sich mit der Frage konfrontiert, wie sie künftig innerhalb, aber 
auch in Kooperation mit dieser Entwicklung umgehen wol-
len und welche Konsequenzen sich daraus für bildungspo-
litische Entscheidungen der Bundesländer sowie fachpoliti-
sche Entscheidungen in der Jugend- und Sozialhilfe ableiten 
lassen. Darüber hinaus verdeutlicht das Beispiel der Integra-
tionshilfe auch ungelöste Strukturfragen: Zeigt sich vor dem 
Hintergrund steigender Aufwendungen und Inanspruchnah-
mequoten der Integrationshilfen tatsächlich der richtige Weg 
zur inklusiven Öffnung und Weiterentwicklung der Schule? 
Und wie gelingt der Weg zur „Inklusiven Lösung“? Um die-
sen Fragestellungen nachzugehen, führt der AFET Bundes-
verband für Erziehungshilfe eV in Kooperation mit dem Ins-
titut für Sozialpädagogische Forschung Mainz gemeinnützi-
ge GmbH (ism gGmbH) derzeit ein zweijähriges Praxisfor-
schungsprojekt durch.12

Die Entwicklungsnotwendigkeiten gehen folglich weit über 
einzelne Aspekte der Nachsteuerung von Integrationshilfen 
hinaus. Die derzeitigen Dynamiken des Handlungsfelds ver-
deutlichen indes sehr drastisch die Konsequenzen der unge-

klärten Zusammenarbeit, zumeist zulasten der Betroffenen. 
Die Kinder- und Jugendhilfe kann und muss darauf reagie-
ren, dass die Schule weiterhin die Institution ist, die mit den 
weitreichendsten Konsequenzen Chancen zuteilt bzw Teilha-
be junger Menschen verhindert. Mittlerweile hat sich zwar be-
reits vieles in gemeinsamer Verantwortung weiterentwickelt, 
aber gelingende Kooperation hängt häufig weiterhin von Ein-
zelpersonen, dem politischen Engagement einzelner Kom-
munen oder von punktuellen Projektförderungen ab.13 Be-
reits der 12. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 
macht deutlich, dass Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungs-
angebote komplementär miteinander zu vernetzen sind, um 
nachhaltige Synergieeffekte zu ermöglichen und gemeinsam 
positive Sozialisationsbedingungen und Bildungsverläufe zu 
befördern. Für die Weiterentwicklung der Kooperation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule braucht es daher eine differen-
zierte Betrachtung schulbezogener Jugendhilfeangebote, die 
als abgestimmtes Gesamtkonzept an und mit Schule organi-
siert und umgesetzt werden. Darüber hinaus braucht es eine 
kommunale Struktur und ein Gesamtkonzept auch hinsicht-
lich der Steuerung und Planung von Jugendhilfe und Schu- 
le im sozialen Raum der Kommune. Hier wäre eine stärker 
vernetzte, strukturell abgesicherte und fachlich-inhaltlich 
aufeinander bezogene Jugendhilfe-, Sozial- und Schulent-
wicklungsplanung anzustreben. Für all jene Entwicklungen 
braucht es eine strukturelle Absicherung der Kooperation mit 
entsprechenden rechtlichen Vorgaben in den Schulgesetzen 
der Länder sowie einer Synchronisierung von Zuständigkei-
ten und Finanzierungen im kommunalen Raum. 

12	 Vgl Dittmann/Kühnel Dialog Erziehungshilfe 4/2018, 13.
13	 Vgl Dittmann/Müller Dialog Erziehungshilfe 3/2018, 18.
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Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Deutschland und 
Familienzusammenführung durch die Dublin III-VO1

Wer im Kontext der Kinder- und Jugendhilfe unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (UMF) vertritt und betreut, wird 
idR früher oder später mit dem Thema der Familienzusam-
menführung konfrontiert. Kaum ein Thema ist emotional so 
besetzt wie die Frage, ob die Familie nach Deutschland nach-
ziehen darf.
Der vorliegende Beitrag möchte sich daher vertieft mit einer 
der Möglichkeiten beschäftigen, eine Familienzusammenfüh-
rung herbeizuführen, nämlich mit der Familienzusammenfüh-
rung innerhalb Europas nach der Verordnung (EU) 604/20132 
(Dublin III-VO). Der Fokus der nachfolgenden Ausführungen 
liegt auf Konstellationen, in denen der UMF in Deutschland 
lebt.3 Ausgeklammert bleiben die Verfahren zum Familien-
nachzug nach dem AufenthG (sog. Botschaftsverfahren), die 
innerdeutsche Familienzusammenführung sowie andere Fa-

* 	 Verf. Vogt ist Juristischer Koordinator des Athener Büros von Equal Rights 
Beyond Borders eV und Mitglied der Forschungsstelle Migrationsrecht an 
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg; Verf. González Méndez de 
Vigo ist juristische und rechtspolitische Referentin beim Bundesfachverband 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge eV (BumF), Berlin.

1	 Der Beitrag wurde erstellt im Rahmen des Projekts „Gut ankommen – Fach-
kräfte qualifizieren. Kindgerechte Aufnahme unbegleiteter Minderjähriger“. 
Das Projekt wird gefördert durch den europäischen Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds (AMIF).

2	 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26.6.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung 
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehöri-
gen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf interna-
tionalen Schutz zuständig ist (Dublin III-VO).

3	 Für praxisnahe Informationen auch zu anderen Konstellationen s. Diakonie 
Deutschland, Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung eV Fami-
lienzusammenführung im Rahmen der Dublin-III-Verordnung nach Deutsch-
land, 2018, abrufbar unter www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/02_2018_ 
Familienzusammenfu__hrungen.pdf (Abruf: 25.2.2019). 
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milienzusammenführungskonstellationen innerhalb der Dub-
lin III-VO.

I.	 Überblick

1.	 Handlungsrahmen der Kinder- und Jugendhilfe
Bereits während der vorläufigen Inobhutnahme obliegt dem 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Verpflichtung zu er-
mitteln, ob sich eine mit dem Kind oder dem/der Jugendli-
chen verwandte Person im In- oder Ausland aufhält, um so-
dann auf eine Zusammenführung mit dieser Person hinzu-
wirken, wenn dies dem Kindeswohl entspricht (§ 42a Abs. 5 
S. 2 SGB VIII). Eine solche Zusammenführung kann durch 
die hier behandelte Dublin III-VO ermöglicht werden. Dabei 
hängt es von den Umständen des Einzelfalls ab, welcher Ver-
wandtschaftsgrad zur Zusammenführung genügt und „wer zu 
wem nachzieht“.
Der Rahmen, in dem sich der Träger der öffentlichen Kin-
der- und Jugendhilfe bewegt, solange kein/e Vormund/in für 
die/den unbegleitete/n Minderjährige/n bestellt wurde, ist die 
sog. Notvertretungsbefugnis. Sie erlaubt dem Jugendamt und 
verpflichtet es, während der (vorläufigen) Inobhutnahme al-
le (Rechts-)Handlungen vorzunehmen, die für das Wohl des 
Kindes notwendig sind (§§ 42, 42a SGB VIII). Hierzu ge-
hören auch alle (Rechts-)Handlungen, die für eine Famili-
enzusammenführung etwa nach der Dublin III-VO erforder-
lich sind, wenn dies dem Wohl des Kindes entspricht (§ 42a 
Abs. 5 S. 2 SGB VIII). Sobald die Vormundschaft angeord-
net und ein/e Vormund/in bestellt wurde, obliegt diesem/die-
ser, die elterliche Sorge auszuüben. Der/Die Vormund/in hat 
dabei das Recht und die Pflicht, für den jungen Menschen zu 
sorgen, dessen Aufenthalt zu bestimmen sowie zu gewährleis-
ten, dass er gepflegt, erzogen und beaufsichtigt wird (§§ 1793, 
1631 BGB). Richtschnur der rechtlichen Vertretung und der 
Ausübung der elterlichen Sorge ist dabei das Kindeswohl im 
Einzelfall (§ 1697a BGB). 
Für die Frage, ob die Familienzusammenführung nach der 
Dublin III-VO dem Wohl des/der Minderjährigen entspricht 
und daher hierauf hinzuwirken ist, ist zum einen zu ermitteln, 
ob die Voraussetzungen für eine Familienzusammenführung 
nach der Dublin III-VO vorliegen, und zum anderen zu prü-
fen, ob die Zusammenführung im Wohl des Kindes liegt. Der 
junge Mensch ist hieran zu beteiligen und seine Meinung dem 
Alter und Reifegrad entsprechend zu berücksichtigen. 

2.	 Die Dublin III-VO als Verfahren zur Bestimmung der 
Zuständigkeit

Vergegenwärtigt werden sollte vorab, welche Funktion die 
Verfahren nach der Dublin III-VO haben: Sie zielen darauf 
ab, die Zuständigkeit des Landes zu bestimmen, das den An-
trag auf internationalen Schutz (Asylantrag) inhaltlich prü-
fen soll. Die Dublin III-VO ist kein eigentliches Familienzu-
sammenführungsinstrument, was regelmäßig zu Problemen 
bei der Anwendung der ihr innewohnenden familieneinheits-
schützenden Regelungen führt. Für jeden in einem Mitglied-
staat4 gestellten Asylantrag soll die Verordnung zuordnen, 
welcher Staat für die Durchführung des Asylverfahrens zu-
ständig ist. Anknüpfungspunkt für die Zuständigkeit können 
dabei auch Familienmitglieder sein, die sich schon in ande-
ren Mitgliedstaaten aufhalten. Wird dann der/die Asylantrag

steller/in in den zuständigen Mitgliedstaat überstellt, findet 
also eine Familienzusammenführung statt. Die Zuständigkeit 
wegen dieser familieneinheitsschützenden Kriterien ist da-
bei gegenüber dem prominenten Ersteinreiseprinzip vorran-
gig. Letzteres gilt in Bezug auf UMF ohnehin nicht (Art. 8 
Abs. 4 Dublin III-VO). 
Hat ein UMF etwa Familienangehörige in einem anderen Mit-
gliedstaat und wird im Rahmen der Asylantragstellung durch 
den UMF bzw die rechtliche Vertretung in Deutschland der 
zuständige Mitgliedstaat für den Asylantrag des unbegleiteten 
Minderjährigen ermittelt, so kann eine Familienzusammen-
führung grundsätzlich nur dadurch stattfinden, dass Deutsch-
land unzuständig und ein anderer Mitgliedstaat für das Asyl-
verfahren zuständig wird. 
Ergebnis des Prüfverfahrens, welcher Mitgliedstaat für den 
in Deutschland gestellten Asylantrag des/der Minderjährigen 
zuständig ist, wäre also idR der Mitgliedstaat, in dem sich die 
Verwandten des UMF aufhalten mit der Folge des Nachzugs 
des UMF zu eben diesen Verwandten und nicht umgekehrt. 
Der Nachzug zum UMF nach Deutschland kann grundsätzlich 
nur im Rahmen des Dublin-Verfahrens der Eltern im ande-
ren Mitgliedstaat erfolgen, wenn also nach deren Asylantrag 
im anderen Dublin-Staat die Zuständigkeit für ihren Asylan-
trag geprüft wird.

3.	 Wer zieht zu wem?
Häufig wird sich die Frage stellen, ob der Mitgliedstaat, in 
dem sich der UMF aufhält, oder der Mitgliedstaat, in dem sich 
etwa die Eltern aufhalten, für die Asylanträge der gesamten 
Familie zuständig ist. Oder anders ausgedrückt: Wer wird zu 
wem überstellt?
Stark vereinfacht ist grundsätzlich der Mitgliedstaat für die 
ganze Familie zuständig, in dem durch das entsprechende 
Familienmitglied zuerst Asyl beantragt wurde (Art. 7 Abs. 2 
Dublin III-VO). Allerdings kann dies im Einzelfall durchaus 
komplex sein. Gerade wenn sich bspw die Eltern in einem 
Staat aufhalten, in dem die Aufnahmebedingungen nicht eu-
ropa- und menschenrechtlichen Standards entsprechen, kann 
es trotz eigentlicher Zuständigkeit zB Griechenlands im Licht 
des Kindeswohls geboten sein, die Eltern zum UMF nach-
ziehen zu lassen statt den UMF nach Griechenland zu über-
stellen. Die Verwaltungspraxis des Bundesamts für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) ist im Jahr 2018 deutlich res
triktiver geworden bezüglich der Annahme von Aufnahmege-
suchen zur Herstellung der Familieneinheit aus anderen Mit-
gliedstaaten.5 Im Zweifel sollte qualifizierter rechtlicher Rat 
hinzugezogen werden. 

4.	 Die Rolle des Kindeswohls
Unbegleiteten Minderjährigen soll nach der Dublin III-VO ein 
hoher Schutz zukommen und die Zusammenführung von UMF 
und ihren Familienangehörigen sowie Verwandten steht in 

4	 Der Begriff Mitgliedstaat umfasst im vorliegenden Beitrag alle Staaten, die 
von der Dublin III-VO erfasst sind, also die EU-Mitgliedstaaten, die Schweiz, 
Island, Liechtenstein und Norwegen.

5	 Vgl Neue Osnabrücker Zeitung vom 18.5.2018 „Familiennachzug aus Grie-
chenland stockt erneut“, abrufbar unter www.noz.de/deutschland-welt/politik/
artikel/1213166/familiennachzug-aus-griechenland-stockt-erneut; Zahlen der 
griechischen Asylbehörde abrufbar unter http://asylo.gov.gr/en/wp-content/up-
loads/2019/01/Dublin-stats_December18EN.pdf (Abruf jew.: 25.2.2019).
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der Hierarchie der Zuständigkeitskriterien an oberster Stelle. 
Vorrangige Erwägung ist bei der Zuständigkeitsbestimmung 
das Wohl des Kindes (Erwägungsgrund 13 Dublin III-VO). 
Besonders deutlich wird dies bei UMF, bei denen sich kei-
ne Familienangehörige oder verwandte Personen in einem 
EU-Mitgliedstaat aufhalten. Denn hier ist im Gegensatz zum 
Ersteinreiseprinzip der letztmalig gestellte Asylantrag für 
die Begründung der Zuständigkeit maßgeblich und damit 
der tatsächliche Aufenthalt des UMF (Art. 8 Abs. 4 Dub- 
lin III-VO). Hintergrund ist, dass nur so – ohne umständli-
che Zuständigkeitsprüfung – gewährleistet erscheint, dass 
unbegleitete Kinder und Jugendliche umgehend Zugang zu 
Schutz erhalten.6 
Um das Kindeswohl im Rahmen der Zuständigkeitsbestim-
mung zu ermitteln, müssen die jeweils zuständigen Behörden, 
in Deutschland also das BAMF, den/die rechtliche/n Vertre-
ter/in beteiligen (Art. 12 DVO [Dublin-Durchführungsver-
ordnung]7). Für die Familienzusammenführung entstehen je 
nach einschlägiger Vorschrift der Verordnung unterschiedli-
che Anforderungen an den Nachweis von Kindeswohlerwä-
gungen (im Einzelnen s. II. 1. a ff).
Im Rahmen des Dublin-Verfahrens verantwortlich für die 
Prüfung von Kindeswohlbelangen sind die in den jeweili-
gen Mitgliedstaaten mit der Ausführung der Dublin III-VO 
betrauten Behörden. In Deutschland ist dies das BAMF. Die 
dem Kindeswohl und dem Schutz der Familie dienenden Re-
gelungen der Art. 6 und 8 Abs. 3 Dublin- III-VO vermitteln 
dem/der Minderjährigen ein subjektives Recht auf Einhal-
tung der besagten Bestimmungen.8 Dass diese subjektiven 
Rechte im Fall der Missachtung geltend gemacht und durch-
gesetzt werden, ist Aufgabe des/der Vormunds/Vormundin 
(§ 1793 iVm § 1697a BGB) bzw der rechtlichen Vertretung. 
Seine/Ihre Aufgabe ist es, auch weitere Belange des Kin-
deswohls in das Verfahren einzubringen und durchzuset-
zen. Unterstützt werden muss er/sie dabei durch die Perso-
nen, die den jungen Menschen tatsächlich betreuen und ei-
ne Einschätzung zu den ihn betreffenden Belangen abgeben 
können. Berücksichtigt werden muss hierbei immer, dass 
der/die Minderjährige beteiligt und der Sozialdatenschutz 
gewahrt bleibt. 
Werden zudem Anhaltspunkte für eine mögliche Gefährdung 
für das Kindeswohl ausgemacht, etwa durch die Zusammen-
führung mit der verwandten Person oder den Familienangehö-
rigen oder aber durch die Versorgungs- und Unterbringungs-
umstände, in denen diese in einem anderen Mitgliedstaat le-
ben, so hat auch der/die Vormund/in bzw die rechtliche Ver-
tretung dies rechtzeitig und proaktiv in das Verfahren einzu-
bringen. 
Durch die Ermessensklausel des Art. 17 Abs. 2 Dublin III-VO 
hat Deutschland, vertreten durch das BAMF, zudem jederzeit 
die Möglichkeit, sich auf Anfrage eines anderen Staats für die 
Asylverfahren von Verwandten des UMF für zuständig zu er-
klären, auch wenn Deutschland eigentlich nicht zuständig ist. 
Bei der Frage, ob die Ermessensklausel genutzt werden soll, 
ist das BAMF an den Vorrang der Familieneinheit, des Kin-
deswohls und menschenrechtlicher Verpflichtungen gebun-
den – mitunter kann es also gerade geboten sein, die Ermes-
sensklausel zu nutzen. Darauf kann im Einzelfall also auch 
hingewirkt werden. 

5.	 Menschenrechtliches Korrektiv
Die Verordnung und das Grundgerüst der Zuständigkeits-
zuordnung beruhen auf dem Prinzip des gegenseitigen Ver-
trauens, dem Vertrauen darauf, dass in allen Mitgliedstaaten 
rechtsstaatliche Strukturen und menschenwürdige Bedingun-
gen vorherrschen. Dieses Vertrauen kann erschüttert werden, 
wenn in dem eigentlich zuständigen Mitgliedstaat für die Be-
troffenen die Gefahr einer unmenschlichen und erniedrigen-
den Behandlung nach Art. 3 EMRK bzw Art. 4 Grundrechte-
charta (Art. 3 Abs. 1 Dublin III-VO) besteht.9 Seit 2011 hat 
sich hierzu eine vielfältige Rechtsprechung entwickelt10 mit 
der Folge, dass Überstellungen nach der Dublin III-VO in den 
eigentlich zuständigen Mitgliedstaat ausscheiden, wenn dort 
eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung droht. 
Ein Land, in dem eine solche Gefahr immer wieder angenom-
men wird, ist bspw Griechenland. Seit einem Grundsatzur-
teil des EGMR waren Überstellungen nach Griechenland bis 
2017 ausgesetzt.11 Im Dezember 2016 sprach die EU-Kom-
mission die Empfehlung aus, diese wieder aufzunehmen, hier-
von aber vulnerable Personen, also ua UMF, auszunehmen.12 
Dieser Empfehlung folgte auch das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat (BMI).13 
Inwiefern sich das Vorliegen systemischer Mängel auf Fa-
milienzusammenführungsfälle nach der Dublin III-VO aus-
wirken kann, ist einzelfallabhängig. Im Hinterkopf behal-
ten werden sollte jedoch, dass die Überstellung von UMF 
zu ihren Familienangehörigen etwa in Griechenland, Bulga-
rien oder Ungarn unter Kindeswohl- und menschenrechtli-
chen Gesichtspunkten höchst zweifelhaft und sogar rechts-
widrig sein kann. 

II.	 Voraussetzungen und Verfahren im Einzelnen
Wie bereits erwähnt, sind zwei Konstellationen voneinander 
zu unterscheiden:
Zum einen kommt die Zusammenführung des UMF zu Fami-
lienangehörigen und Verwandten, die sich in einem anderen 
Mitgliedstaat aufhalten, in Betracht. Zum anderen können Fa-
milienangehörige aus einem anderen Mitgliedstaat zum UMF 

6	 Der EuGH äußert sich in Bezug auf Art. 6 Abs. 2 Dublin II-VO zu eben die-
ser Frage, vgl EuGH 6.6.2013 – C-648/11. 

7	 Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission vom 2.9.2003 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur 
Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, 
der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist (VO [EG] 1560/2003), zuletzt 
geändert durch Durchführungsverordnung (EU) 118/2014 der Kommission 
vom 30.1.2014 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur 
Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, 
der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist (DVO); nicht-amtliche zusam-
mengeführte, bereinigte Version abrufbar unter www.asyl.net/fileadmin/
user_upload/Gesetzestexte/Dublin-Durchfu__hrungsVOSynopse.pdf (Ab-
ruf: 25.2.2019).

8	 VG Münster 21.12.2018 – 2 L 989/18.A; VG Wiesbaden 9.3.2018 – 4 L 
444/18.WI.A; vgl Nestler/Vogt ZAR 2017, 21.

9	 Vgl bspw. Lübbe ZAR 2014, 105; Marx ZAR 2012, 409; Thym ZAR 2011, 
368. 

10	 Vgl Göbel-Zimmermann ua Asyl- und Flüchtlingsrecht, 2017, Rn. 413.
11	 EGMR 21.1.2011 – 30696/09, M. S. S.  ./. Belgien/Griechenland; BT-Drs. 

19/273, 1.
12	 Europäische Kommission 2016 – C(2016) 8525 final. 
13	 BMI Weisung vom 15.3.2017, abrufbar unter www.asyl.net/rsdb/m24818/ 

(Abruf: 25.2.2019).
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zusammengeführt werden. Beide Konstellationen sind hin-
sichtlich rechtlicher Ausgestaltung und konkreten Anforde-
rungen voneinander zu unterscheiden. 

1.	 „Wegzug“ des UMF in einen anderen Mitgliedstaat
a)	 Voraussetzungen
Die Voraussetzung der Zusammenführung des UMF in einen 
anderen Mitgliedstaat richten sich zunächst nach Art. 8 Abs. 1 
und 2 Dublin III-VO. Hier wird nach Familienangehörigen 
und Verwandten unterschieden.
Art. 8 Abs. 1 S. 1 Dublin III-VO: Kernfamilie und Geschwister
Nach Art. 8 Abs. 1 S. 1 Dublin III-VO ist ein anderer Mit-
gliedstaat für das Asylverfahren eines UMF zuständig, wenn 
sich dort Familienangehörige oder Geschwister rechtmäßig 
aufhalten. Der Begriff des Familienangehörigen ist in Art. 2 
Buchst. g Dublin III-VO legaldefiniert und umfasst regelmä-
ßig die Kernfamilie, also in erster Linie die Eltern. Mangels 
ausdrücklichen Ausschlusses sind davon auch minderjährige 
Geschwister erfasst.
Der Aufenthalt der Familienangehörigen im anderen Mit-
gliedstaat muss rechtmäßig sein. Darunter fallen alle gülti-
gen Aufenthaltstitel, freizügigkeitsberechtigte Unionsbür-
ger/innen oder die Staatsangehörigkeit des entsprechenden 
Mitgliedstaats;14 auch die Aufenthaltsgestattung während des 
Asylverfahrens15 und sogar die Duldung16 dürften iSd Dub-
lin III-VO als rechtmäßig anzusehen sein. 
Die Zuständigkeit des Aufenthaltsstaats der Familienangehö-
rigen oder Geschwister für den UMF muss zudem dem Kin-
deswohl entsprechen. Dies dürfte für Fälle des Art. 8 Abs. 1 
Dublin III-VO im Regelfall zu vermuten sein und muss nicht 
gesondert nachgewiesen werden,17 insbesondere nicht von 
dem/der Antragsteller/in oder den Familienmitgliedern, da 
der Amtsermittlungsgrundsatz gilt.18 Sprechen hingegen 
Gründe gegen eine Familienzusammenführung, so sind die-
se durch die rechtliche Vertretung – Vormund/in oder Jugend-
amt – aktiv in das Verfahren einzubringen. 
Art. 8 Abs. 2 Dublin III-VO: Verwandte
Weiterhin kann sich die Zuständigkeit eines anderen Mit-
gliedstaats wegen des rechtmäßigen Aufenthalts von Ver-
wandten dort ergeben (Art. 8 Abs. 2 Dublin III-VO). Ver-
wandte sind nach Art. 2 Buchst. h Dublin III-VO Großeltern 
sowie volljährige Onkel oder Tanten. Voraussetzung hierfür 
ist, dass anhand einer Einzelfallprüfung festgestellt wurde, 
dass der Verwandte für den UMF sorgen kann und die Zu-
sammenführung dem Wohl des/der Minderjährigen dient. Es 
besteht somit keine Regelvermutung, weder dafür, dass die 
Zusammenführung dem Wohl des UMF dient, noch dafür, 
dass die Verwandten für ihn sorgen können. Dies alles muss 
im Einzelfall nachgewiesen werden. Auch hier gilt zwar der 
Amtsermittlungsgrundsatz des BAMF, dennoch sollten, falls 
es dem Kindeswohl dient, Informationen und Nachweise ak-
tiv durch den/die Vormund/in als Garant des Kindeswohls in 
das Verfahren eingebracht werden. 
Verhältnis der Absätze
Halten sich mehrere Familienangehörige, Geschwister oder 
Verwandte in verschiedenen Mitgliedstaaten auf, bestimmt 
sich der zuständige Mitgliedstaat nach dem Kindeswohl 
(Art. 8 Abs. 3 Dublin III-VO). Liegen keine entgegenstehen-

den Gründe vor, wird idR davon ausgegangen, das Kindes-
wohl sei im Staat des rechtmäßigen Aufenthalts der Kernfa-
milie gewahrt.19  
Auch hier also ist der/die Vormund/in gefragt, konkrete Be-
lange des Kindeswohls aktiv in das Verfahren einzubringen 
und für ihre Durchsetzung zu streiten.
Art. 17 Abs. 2 Dublin III-VO: Ermessensklausel 
Betreffen die verwandtschaftlichen Verhältnisse nicht die in 
Art. 8 Dublin III-VO geregelten, also Eltern, Geschwister 
und Verwandte, sondern etwa Cousins/Cousinen, so kann 
die Ermessensklausel des Art. 17 Abs. 2 Dublin III-VO zum 
Tragen kommen. Danach kann der Mitgliedstaat, in dem ein 
Asylantrag gestellt wurde, bevor eine Erstentscheidung in 
der Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitglied-
staat ersuchen, den/die Antragsteller/in aufzunehmen. Dies 
kann insbesondere aus familiären Gründen geschehen, um 
Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammen-
zuführen. Voraussetzung hierzu ist eine schriftliche Zustim-
mung der Betroffenen. 

b)	 Initiierung des Verfahrens 
Das Familienzusammenführungsverfahren des UMF zu ver-
wandten Personen im anderen Mitgliedstaat nach Art. 8 Dub-
lin III-VO kann nur durch die Stellung eines Asylantrags des 
UMF, vertreten durch seine gesetzliche Vertretung, in Gang 
gesetzt werden. Liegen die entsprechenden Voraussetzungen 
vor, formulieren die genannten Regelungen einen durchsetz-
baren Anspruch auf Familienzusammenführung. 
Zu den Voraussetzungen zählt jedoch auch die Einhaltung von 
Fristen (s. dazu II. 1. c) durch staatliche Stellen, worauf An-
tragsteller/in und seine/ihre rechtliche Vertretung wenig Ein-
fluss haben (vgl unter IV.). 
Der Asylantrag ist in Deutschland beim BAMF zu stellen.20 
Unbegleitete Minderjährige stellen diesen Antrag, vertreten 
durch ihre rechtliche Vertretung, schriftlich adressiert an den 
Hauptsitz das BAMF in Nürnberg (§ 14 Abs. 2 AsylG):21 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
Frankenstr. 210
90461 Nürnberg

Grundsätzlich schließt sich an die Antragstellung die sog. 
Dublin-Befragung an, die die Zuständigkeit des das Asylver-
fahren durchführenden Staats klären soll (Art. 5 Dublin III-
VO). Bei UMF reduziert sich dies in der Praxis auf die Ab-
frage, ob Eltern, Geschwister oder andere verwandte Perso-
nen sich in einem Dublin-Staat aufhalten. Der Wunsch der Fa-
milienzusammenführung muss durch den UMF bzw seinen 

14	 Vgl zur Rechtmäßigkeit Filzwieser/Sprung Die Dublin III-Verordnung, 2014, 
Dublin III-VO Art. 8 K 4.

15	 Nachw. Aufenthaltsgestattung.
16	 Vgl. Hofmann/Bruns Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, AsylG § 27a Rn. 34, Auf-

enthG § 60a Rn. 2.
17	 Filzwieser/Sprung Dublin III-VO Art. 8 K (Fn. 14). 
18	 Hofmann/Bruns AsylG § 27 Rn. 37 (Fn. 16).
19	 So auch Filzwieser/Sprung Dublin III-VO Art. 8 K 13 (Fn. 14).
20	 Das BAMF hält ein Formular hierzu vor, abrufbar unter www.bamf.de/Sha-

redDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Asyl/asylerstantrag-schriftlich.
pdf?__blob=publicationFile (Abruf: 25.2.2019).

21	 Zu der Frage, wann ein Asylantrag gestellt werden sollte, vgl etwa Büchner/
Hinz JAmt 2018, 380; zu kindspezifischen Besonderheiten González Mén-
dez de Vigo DIJuF-Themengutachten, TG-1161, abrufbar unter www.kijup- 
online.de.
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rechtlichen Vertreter zwar nicht schriftlich kundgetan werden 
– im Gegensatz zur Konstellation des Nachzugs zum UMF. 
Allerdings empfiehlt es sich, dies aus Gesichtspunkten der 
Nachweisbarkeit dennoch im Rahmen der Asylantragstellung 
zu tun. Ist dieser Zeitpunkt noch zu früh, so sollte spätestens 
beim persönlichen Gespräch im Rahmen der Dublin-Befra-
gung der Wunsch deutlich gemacht werden. 
Anders als beim Familiennachzug nach dem AufenthG muss 
der ersuchende Staat – vorliegend also Deutschland – den 
anderen Mitgliedstaat um die Übernahme der Asylverfah-
ren der betreffenden Antragsteller/innen bitten. Die Nach-
weise etwa von Familienbindungen werden daher zwischen 
den Mitgliedstaaten kommuniziert, nicht von dem/der An-
tragsteller/in bei den bspw deutschen Behörden selbst einge-
reicht. Damit dies passiert, müssen freilich ersteinmal die ent-
sprechenden Dokumente durch den UMF bzw seine recht-
liche Vertretung den deutschen Behörden, also dem BAMF, 
vorgelegt werden. Somit gehört es auch in den Verantwor-
tungsbereich der Vormünder/innen, entsprechende Nach-
weise beizubringen oder ggf zu erlangen – etwa in Kom-
munikation mit den Verwandten im anderen Mitgliedstaat.
Auch Verwandte in Deutschland werden durch das BAMF 
nicht automatisch über einzelne Verfahrensschritte informiert. 
Für die Beteiligten ist das nicht antragsgebundene Zuständig-
keitsbestimmungsverfahren daher sehr undurchsichtig. 

c)	 Übernahmeverfahren
Stellt der Staat, in dem ein UMF ankommt und einen Asylan-
trag stellt, fest, dass ein anderer EU-Mitgliedstaat aufgrund 
dort aufhältiger Familienangehöriger zuständig ist, muss er 
folgendes fristgebundenes Verfahren einhalten:
1.	 Stellung eines Übernahmegesuchs an den zuständigen 

Mitgliedstaat innerhalb von drei Monaten ab Asylantrag-
stellung (Art. 21 Abs. 1 Dublin III-VO);

2.	 Antwort des zuständigen Mitgliedstaats auf das Übernah-
megesuch innerhalb von zwei Monaten (Art. 22 Dublin 
III-VO);

3.	 ggf bei Ablehnung: Wiedervorlageverfahren gem. Art. 5 
Abs. 2 DVO;

a)	 Einreichung der Wiedervorlage innerhalb von drei Wo-
chen nach Ablehnung;

b)	 Antwort auf die Wiedervorlage durch den ersuchten Mit-
gliedstaat innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt der 
Wiedervorlage;

4.	 ab Annahme: sechs Monate zur Durchführung der Über-
stellung in zuständigen Mitgliedstaat (Art.  29 Abs.  1 
Dublin III-VO).

Die dreimonatige Frist für das Übernahmegesuch gilt aus-
weislich seines ausdrücklichen Wortlauts nicht für Art. 17 
Abs. 2 Dublin III-VO. Dieser kann deshalb auch genutzt wer-
den, wenn die dreimonatige Frist zur Stellung des Übernah-
megesuchs verpasst wurde.22

Bei erfolglosem Ablauf der dreimonatigen Frist des Art. 21 
Abs.  1 Dublin III-VO und der sechsmonatigen Frist des 
Art. 29 Abs. 1 Dublin III-VO – etwa weil kein Übernahmege-
such gestellt oder die Überstellung nicht stattgefunden hat –, 
wird nach ausdrücklichem Wortlaut der ersuchende Mitglied-
staat zuständig. Dies ist ein erhebliches Problem mit Blick 
auf die Prinzipien der Familieneinheit und des Minderjähri-

genschutzes (s. dazu und zur gebotenen Korrektur des auto-
matischen Zuständigkeitsrückfalls unter III.).

2.	 Zusammenführung zum UMF in Deutschland 
Anders ist die Situation, wenn eine Familienzusammen-
führung von Familienangehörigen und Verwandten zum in 
Deutschland lebenden UMF bezweckt wird. IdR geht es dann 
um die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats für ei-
ne Person, die selbst nicht UMF ist, weswegen andere Vo-
raussetzungen gelten. Die Zusammenführung zum UMF ist 
regelmäßig dann einschlägig, wenn Familienangehörige erst 
nach Stellung des Asylantrags durch den UMF oder nach Ab-
schluss des in Deutschland durchgeführten Asylverfahrens 
und der Zuerkennung internationalen Schutzes in einen an-
deren Mitgliedstaat einreisen und somit das Dublin-Verfah-
ren für den UMF bereits abgeschlossen ist. 

a)	 Voraussetzungen
Unbegleitete minderjährige Geschwister
Antragsteller/in im Rahmen von Art. 8 Abs. 1 S. 1 Dublin III-
VO ist immer ein UMF. Im hier besprochenen Fall der Zu-
sammenführung zum UMF in Deutschland muss also der/die 
Antragsteller/in, der/die nachziehen soll, auch UMF sein. Es 
kann sich entsprechend nur um die Zusammenführung min-
derjähriger Geschwister handeln. Art. 8 Dublin III-VO ist al-
so ausschließlich anwendbar auf die Zusammenführung zum 
UMF in Deutschland, wenn sich etwa in Griechenland ei-
ne Schwester oder ein Bruder aufhält, die/der selbst unbe-
gleitet und minderjährig ist. Dann ist die Zusammenführung 
zum rechtmäßig aufhältigen UMF in Deutschland nach Art. 8 
Abs. 1 Dublin III-VO grundsätzlich möglich. 
In der Praxis gibt es aktuell das Problem, dass Übernahme-
gesuche aus Griechenland in solchen Konstellationen durch 
das BAMF mit dem Argument abgelehnt werden, Minderjäh-
rige könnten nicht füreinander Sorge tragen. Dieses Argument 
ist jedoch rechtswidrig und abzulehnen, da das „Sorgetragen“ 
nur Voraussetzung der Zusammenführung von UMF zu Ver-
wandten – also etwa zur volljährigen Tante – nach Absatz 2 ist. 
Eltern
Eltern von UMF können grundsätzlich über Art. 9 oder 10 
Dublin III-VO nach Deutschland überstellt werden. 
Voraussetzung hierfür ist die Stellung eines Asylantrags 
(Art. 10 Dublin III-VO) durch den UMF bzw seine rechtli-
che Vertretung oder der positive Abschluss des Asylverfah-
rens (Art. 9 Dublin III-VO) zeitlich vor dem Asylantrag der 
Eltern in einem anderen Mitgliedstaat.
Nach Art. 9 Dublin III-VO muss der UMF in Deutschland in-
ternational schutzberechtigt sein, also anerkannter Flüchtling 
oder subsidiär schutzberechtigt. Das Asylverfahren muss da-
mit bereits abgeschlossen sein. Die Feststellung nationaler Ab-
schiebungsverbote nach § 60 Abs. 5, 7 AufenthG, andere Auf-
enthaltstitel nach dem AufenthG oder eine Duldung scheiden 
aus. Solche Fälle ließen sich nur noch durch Anwendung der 
Ermessensvorschrift des Art. 17 Abs. 2 Dublin III-VO lösen.

22	 Das sieht das BAMF explizit anders und spricht von einer „Umgehung der 
Frist für das Übernahmegesuch“, die nicht bezweckt sei. Soll der UMF in ei-
nen anderen Mitgliedstaat gebracht werden, ist kaum zu erwarten, dass sich 
das BAMF hierauf beruft.
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Nach Art. 10 Dublin III-VO muss sich der UMF in Deutsch-
land noch im Asylverfahren befinden. Nach Ansicht des  
VG Berlin23 endet dieses erst mit Rechtskraft des Bescheids, 
also nach Ablauf der Rechtsmittelfrist oder mit Abschluss des 
Gerichtsverfahrens. Das bedeutet, dass ein sich an einen ne-
gativen Bescheid anschließendes Gerichtsverfahren den zeit-
lichen Anwendungsbereich des Art. 10 Dublin III-VO ver-
längert.

Hier wird deutlich: Ist nicht der UMF Antragsteller, für den 
der zuständige Mitgliedstaat bestimmt wird (Art. 8 Dublin III-
VO), sondern nur Bezugsperson erwachsener Antragsteller/
innen und damit „Auslöser“ der Zuständigkeit Deutschlands 
für deren Asylverfahren, schließt der deutlich weniger um-
fangreiche Regelungsgehalt der Art. 9 und 10 Dublin III-VO 
etwa die Zusammenführung von Onkeln, Tanten, Geschwis-
tern und Großeltern zum UMF aus. Auch muss der UMF in 
Deutschland Asylbewerber, subsidiär schutzberechtigt oder 
anerkannter Flüchtling sein, womit die Zusammenführung 
zu UMF mit sog. Duldung oder Abschiebungsverboten nach 
§ 60 Abs. 5, 7 AufenthG ausgeschlossen und nur über die Er-
messensklauseln möglich ist.

Ist die Ankunft der Eltern eines UMF in einem anderen Mit-
gliedstaat zu erwarten und ist die Zusammenführung nach 
Deutschland aufgrund der dortigen Lebensbedingungen der 
Zusammenführung in den anderen Mitgliedstaat vorzuziehen, 
sollte für den UMF daher ein Asylantrag in Deutschland vor 
Ankunft der Eltern im anderen Mitgliedstaat gestellt werden. 

Art. 17 Abs. 2 Dublin III-VO: Ermessensklausel

Auch bei der Zusammenführung zum UMF in Deutschland 
kann die Klausel des Art. 17 Abs. 2 Dublin III-VO wieder 
in Ausnahmefällen genutzt werden. Von ihr sollte etwa Ge-
brauch gemacht werden, um die Zusammenführung der Kern-
familie zum UMF in Deutschland zu ermöglichen, wenn ei-
gentlich der UMF zu dieser nachziehen müsste (s. II. 4.), im 
Aufenthaltsstaat der Kernfamilie (bspw Rumänien) aber sys-
temische Mängel im Aufnahmesystem bestehen. Das sieht 
das BAMF sicherlich häufig anders und es wäre rechtlicher 
Rat einzuholen.

Auch möglich ist die Nutzung der Ermessensklausel „analog“ 
zu Art. 8 Dublin III-VO, indem der Nachzug von Geschwis-
tern oder anderen Verwandten zum UMF nach Deutschland 
ermöglicht wird, um dessen weiteres „Unbegleitetsein“ zu 
verhindern. Ob das BAMF einem solchen Übernahmegesuch 
zustimmt, ist stark einzelfallabhängig. Hier kann es hilfreich 
sein, sehr proaktiv Kindeswohlgesichtspunkte beim zuständi-
gen Dublin-Referat24 einzubringen und die besonderen Um-
stände des Einzelfalls deutlich zu machen.

b)	 Verfahren

Eingeleitet wird das Verfahren der Familienzusammenfüh-
rung der Eltern zum UMF in Deutschland grundsätzlich 
durch den Asylantrag der Eltern im anderen Mitgliedstaat. 
Somit müssen Nachweise idR zunächst bei den Behörden 
des anderen Mitgliedstaats eingereicht werden; der andere 
Staat muss dann das Aufnahmegesuch an Deutschland stel-
len. Ansonsten ist das Verfahren identisch zum oben Be-
schriebenen (II. 1. c).

3.	 Trennung nach gemeinsamer Asylantragstellung  
im selben Mitgliedstaat

Schließlich sind Konstellationen zu erwähnen, in denen Fa-
milien zunächst gemeinsam in einem Mitgliedstaat ankom-
men, ggf gemeinsam einen Asylantrag stellen und dann ein 
Familienmitglied weiterzieht. Dies wirft in der Praxis schwer-
wiegende Probleme auf, denn ein Nachholen der Zurückge-
bliebenen ist durch die Dublin III-VO nicht vorgesehen. Viel-
mehr müsste dann eine Rücküberstellung des sich nun in ei-
nem anderen Mitgliedstaat aufhältigen Familienteils stattfin-
den. Dies kann aber im Einzelfall, gerade bei dort defizitären 
Aufnahmebedingungen, dem Kindeswohl widersprechen – 
de facto finden bspw nach Griechenland immer noch zahlen-
mäßig kaum Rücküberstellungen statt.25 

4.	 Nachweis der Familienbindungen
In jedem Fall müssen die Familienbindungen nachgewiesen 
werden. Die Hürde für den Nachweis von Familienbindun-
gen ist im Dublin-Verfahren dabei geringer als im Verfahren 
zur Familienzusammenführung nach dem AufenthG über die 
Botschaften. Ziel des Verfahrens ist eine schnelle Bestim-
mung des zuständigen Mitgliedstaats, weswegen das Beweis-
erfordernis nicht überdehnt werden darf (Art. 22 Abs. 4 Dub-
lin III-VO). Eingereicht werden können gem. Art. 22 Abs. 3 
Dublin III-VO Beweismittel, aber auch Indizien. Die mögli-
chen Beweise und Indizien sind im Anh. II DVO aufgeführt. 
In der Praxis machen die Betroffenen immer wieder die Er-
fahrung, dass vorgelegte Dokumente vom BAMF abgelehnt 
werden. Bei der Frage, wann die Ablehnung von Nachweisen 
rechtmäßig ist, ist zu unterscheiden zwischen Beweisen und 
Indizien (Art. 22 Abs. 3 Dublin III-VO). Für das BAMF be-
stehen unterschiedliche Anforderungen an die jeweilige Ab-
lehnung. Indizien sind dabei zB nachprüfbare Erklärungen 
des/der Antragstellers/-stellerin, Erklärungen der beteiligten 
Familienangehörigen oder Berichte/Bestätigung der Anga-
ben durch eine internationale Organisation, bspw durch den 
UNHCR (Anh. II, Verzeichnis B DVO). Beweise sind danach 
etwa der Registerauszug, Aufenthaltstitel des/der Familienan-
gehörigen, Dokumente zum Nachweis des Verwandtschafts-
verhältnisses, soweit verfügbar und erforderlichenfalls eine 
DNA-Analyse (Anh. II, Verzeichnis B DVO).
Ein vom ersuchenden Mitgliedstaat an den ersuchten Mit-
gliedstaat übersandter Beweis kann nicht schlicht verworfen 
werden, sondern muss stets durch die Erbringung eines sog. 
Gegenbeweises widerlegt werden. Zweifelt das BAMF et-
wa an der Authentizität eines eingereichten Familienregis-
ters, muss es die Unrichtigkeit des eingereichten Dokuments 
nachweisen, nicht nur die Richtigkeit anzweifeln. Indizien für 
Familienbindungen, nachprüfbare Angaben der Antragstel-
ler/innen oder Berichte des UNHCR hingegen können zwar 
grundsätzlich einfach verworfen, sie müssen aber zumindest 
in Betracht gezogen werden. Denn es wäre unzulässig, stets 
formale Beweise zu verlangen und Indizien niemals genü-
gen zu lassen.

23	 VG Berlin 7.5.2018 – 34 L 73.18 A.
24	 Derzeit das Dublin-Referat 2, aktuelle Kontaktinformationen sind abrufbar 

unter https://familie.asyl.net/links-adressen/ (Abruf: 25.2.2019).
25	 Vgl die statistischen Daten der griechischen Asylbehörde zu Dublin-Verfah-

ren, abrufbar unter http://asylo.gov.gr/en/?page_id=110 (Abruf: 25.2.2019).
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III.	 Fristen und Familieneinheit
Ein erhebliches Problem ist das enge Fristenregime im Dub-
lin-Verfahren. 
Insbesondere virulent wird hier immer wieder die Frage, ab 
wann die Dreimonatsfrist zu laufen beginnt, innerhalb derer 
das Übernahmegesuch nach Art. 21 Abs. 1 Dublin III-VO 
gestellt werden muss. Seit dem EuGH-Urteil in der Rechts-
sache Mengesteab ist bspw für den deutschen Rechtsraum 
klar, dass bereits das Asylgesuch als Asylantragstellung iSd 
Dublin III-VO anzusehen ist.26 Ausreichend, aber auch Vor-
aussetzung hierfür ist, dass die zuständige Asylbehörde über 
den in einem Protokoll festgehaltenen Wunsch des/der An-
tragstellers/-stellerin, – also zB der Eltern – Asyl zu bean-
tragen, in Kenntnis gesetzt wird.27 Insbesondere seit 2018 
beruft sich auch das BAMF gegenüber anderen Mitglied-
staaten auf diesen frühen Fristbeginn. 
Nach der hier bevorzugten Rechtsauffassung kann das 
Übernahmegesuch aufgrund des hohen Stellenwerts von 
Familieneinheit und Kindeswohl jedenfalls nicht lediglich 
wegen Ablauf der dreimonatigen Frist abgelehnt werden, 
vornehmlich wenn die Verfristung nicht von den Antrag-
steller/inne/n, sondern von staatlichen Stellen zu vertre-
ten ist.28 Diese Frage ist jedoch gerichtlich noch nicht ab-
schließend geklärt.29 
Noch enger ist das Fristenregime der Wiedervorlage, wenn 
also das Übernahmegesuch abgelehnt wurde und der ersu-
chende Mitgliedstaat die Ablehnung für rechtswidrig hält 
oder neue Dokumente einreichen will (s.o.). Auch hier sollte 
die Nichteinhaltung von Fristen durch staatliche Stellen nicht 
zulasten von Familieneinheit und Kindeswohl zu Ablehnun-
gen des ersuchten Mitgliedstaats führen; auch dies ist jedoch 
eine ungeklärte Rechtsfrage.

IV.	 Rechtsweg
Beim Rechtsweg und den Einflussmöglichkeiten der Ver-
fahrensbeteiligten ist erneut zu differenzieren zwischen dem 
angestrebten oder drohenden „Wegzug“ des UMF und dem 
Zuzug von Familienangehörigen zum UMF.

1.	 Abgelehnter „Zuzug“ Familienangehöriger
Gerichtsverfahren in Familienzusammenführungskonstel-
lationen nach der Dublin III-VO sind vergleichsweise neu, 
weswegen höchstrichterliche Rechtsprechung weitgehend 
fehlt. Die Ursache: Lange Zeit war die irreguläre Weiter-
reise innerhalb der EU-Staaten deutlich einfacher; zudem 
war gerade 2015/16 die Annahmequote Deutschlands bei 
Familienzusammenführungen sehr hoch und Probleme tra-
ten selten auf.
Viel Judikatur existiert im Problemfeld der (drohenden) Über-
schreitung der Überstellungsfrist des Art. 29 Abs. 1 Dublin 
III-VO.30 Dieses Problem entstand nach einer rechtswidrigen 
Verwaltungsabsprache zwischen Deutschland und Griechen-
land im Mai 2017, in der die monatliche Überstellungszahl 
begrenzt wurde.31 Statt innerhalb der sechs Monate nach An-
nahme des Übernahmegesuchs wurde – auch UMF – teilwei-
se erst nach über einem Jahr von Griechenland nach Deutsch-
land überstellt.32 Die erstinstanzliche Rechtsprechung hier-
zu war uneinheitlich; viele Gerichte gingen aber von einem 

Recht auf fristgerechte Überstellung aus und – gerade auch 
wegen des deutschen Einflusses auf die Verzögerungen – 
vom Weiterbestehen des Rechts auf Überstellung nach Frist-
ablauf.33 
Diese Fallkonstellation ist seit einer neuen – ebenfalls rechts-
widrigen34 – Verwaltungsvereinbarung, in der Deutschland 
die Überstellung aller „Altfälle“ bis Ende 2018 zugesagt hat, 
zumindest derzeit nicht mehr problematisch. Die Überstel-
lungen gehen nun wieder deutlich schneller.
Kritisch ist allerdings, dass inzwischen die Zahl der Ab-
lehnungen seitens des BAMF signifikant steigt.35 Mit einer 
restriktiven Verwaltungspraxis gehen rechtswidrige sowie 
rechtlich zumindest zweifelhafte Ablehnungen einher, et-
wa, wenn nur aufgrund von Verfristungen die Überstellung 
zur Familienzusammenführung versagt wird. Ein erster Be-
schluss des VG Münster36 im Eilrechtsverfahren zeigt hier 
die Grenzen dieser restriktiven Verwaltungspraxis auf: In 
dem dort entschiedenen Fall hatte die griechische Asylbe-
hörde mehrere Übernahmegesuche für einen UMF in Grie-
chenland nach Art. 8 Abs. 1 Dublin III-VO gesandt, um die-
sen mit seinem Bruder in Deutschland zusammenzuführen. 
Die Drei-Monats-Frist wurde dabei deutlich überschritten, 
was aber nachweislich ein Fehler der griechischen Behör-
den war. Zudem berief sich das BAMF darauf, der Minder-
jährige sei nicht unbegleitet, da sein Cousin in Griechen-
land anwesend sei. Das Gericht verpflichtete das BAMF 
dennoch, die Übernahmegesuche anzunehmen. Die Ver-
fristung sei nicht dem UMF anzulasten; Kindeswohl und 
Familieneinheit seien vorrangig und die in Griechenland 
übliche vorläufig eingerichtete Vormundschaft (caregiver 
oder temporary guardian) durch den/die gesetzliche/n Vor-
mund/in (griechische Staatsanwaltschaft) erfülle nicht die 
Anforderungen an eine rechtliche Begleitung im griechi-
schen Sorgerechtskontext, der UMF sei daher nach wie vor 
unbegleitet.  
Dieser Beschluss zeigt: Es ist grundsätzlich möglich, 
Rechtsschutz auch gegen die Ablehnung von Übernahme-
gesuchen zu erlangen. Dies ist sicherlich übertragbar und re-
levant beim Nachzug von Familienangehörigen zum UMF 
in Deutschland. Allerdings ist auch hier abzusehen, dass die 
Gerichte unterschiedlich entscheiden werden. Es sollte stets 
juristischer Rat eingeholt werden. 

26	 Nicht gemeint ist hier die Konstellation des Nachzugs des in Deutschland le-
benden UMF zu den Eltern. In Deutschland erfolgt die Asylantragstellung 
von UMF erst mit dem schriftlichen Antrag durch den/die Vormund/in (§ 14 
Abs. 2 Nr. 2, 3 AsylG). 

27	 EuGH 26.7.2017 – C-670/16, ZAR 2017, 413 mAnm Vogt/Nestler.
28	 Umfassend zum Verhältnis von Familieneinheit und Fristen im Dublin-Ver-

fahren: Nestler/Vogt ZAR 2017, 21.
29	 Eine erste positive Entscheidung: VG Münster 21.12.2018 – 2 L 989/18.A.
30	 S. Informationsverbund Asyl und Migration eV Weitere Entscheidungen zur 

verzögerten Dublin-Familienzusammenführung aus Griechenland, Meldung 
vom 28.12.2017.

31	 Dazu Vogt/Nestler Asylmagazin 2017, 382.
32	 Für ein Einzelfallbeispiel s. www.equal-rights.org/single-post/2018/12/10/

Interview-Staying-in-the-EU-Hotspot-Vial-as-unaccompanied-minor (Ab-
ruf: 25.2.2019).

33	 Vgl zum Ganzen auch Wohnig Asylmagazin 2018, 172.
34	 Vgl Hruschka Verfassungsblog vom 2.11.2018, abrufbar unter https://verfas-

sungsblog.de/gewolltes-recht/ (Abruf: 25.2.2019).
35	 Vgl Schriftliche Frage der Abgeordneten Gökay Akbulut vom 7.5.2018 (Ar-

beits-Nr. 5/50).
36	 VG Münster 21.12.2018 – 2 L 989/18.A.
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Unproblematisch dürfte in diesen Fällen jedoch die Frist zur 
Einlegung von Rechtsmitteln sein; es mangelt schon an ei-
ner Rechtsbehelfsbelehrung, da die Ablehnung eines Über-
nahmegesuches nur zwischen den Mitgliedstaaten kommu-
niziert wird.

2.	 Angestrebter oder drohender „Wegzug“ des UMF

Angestrebter Wegzug
Wird das Übernahmegesuch für einen UMF in Deutschland 
hingegen vom anderen Mitgliedstaat abgelehnt, ist zunächst 
eine Wiedervorlage des Falls an den anderen Mitgliedstaat 
durch des BAMF möglich (Art. 5 Abs. 2 DVO). Daher ist 
während des ganzen Verfahrens das proaktive Einbringen 
von Kindeswohlbelangen, Nachweisen und Informatio-
nen – immer unter Beteiligung der Betroffenen und Wah-
rung des Sozialdatenschutzes – umso wichtiger: Denn das 
BAMF wird Vormünder/innen idR nicht innerhalb der Wie-
dervorlagefrist von drei Wochen über eine ergangene Ab-
lehnung informieren.37 Sollte die Ablehnung durch den an-
deren Mitgliedstaat nicht mehr auf der Ebene zwischen den 
mitgliedstaatlichen Verwaltungen anfechtbar sein, muss an-
waltlicher Rat im anderen Mitgliedstaat eingeholt werden.
Weigert sich Deutschland, ein Übernahmegesuch zu stellen, 
ist ein/e Anwalt/Anwältin in Deutschland zu konsultieren.

Drohender Wegzug
Klar geregelt ist der Rechtsweg nur in einer Konstellation: 
Wenn der UMF in einen anderen Mitgliedstaat überstellt wer-
den soll aufgrund dortiger Familienbindungen und dies nicht 
im Interesse des UMF ist. Anfechtbare Entscheidung ist dann 
die Überstellungsentscheidung in einen anderen Mitgliedstaat 
durch das BAMF – die sog. Abschiebungsanordnung –, ge-
gen die innerhalb von einer Woche mit Klage und einem An-
trag auf einstweiligen Rechtsschutz nach § 80 Abs. 5 VwGO 
vorzugehen ist (§§ 34a, 29 AsylG). 
Örtlich zuständiges Gericht ist das Verwaltungsgericht am 
tatsächlichen Wohnort des UMF (§ 52 Nr. 2 S. 3 Halbs. 2 
VwGO iVm § 52 Nr. 3 S. 2 VwGO). Antrag und Klage sind 
schriftlich einzureichen, können aber auch zu Protokoll der 
Geschäftsstelle des jeweiligen Verwaltungsgerichts gegeben 
werden (§ 80 VwGO). Die Verwaltungsgerichte unterstützen 
die Antragstellenden hierbei; idR sind sog. Rechtsantragstel-
len hierfür vorgesehen. Zwar besteht vor dem Verwaltungs-
gericht kein Anwaltszwang gem. § 67 Abs. 1 VwGO, auf-
grund der Komplexität der Materie und der Relevanz für die 
betroffenen Personen wird auch hier dringend die Unterstüt-
zung durch fachkundigen Rechtsrat angeraten. 

V.	 Schlussfolgerungen
Der Beitrag zeigt: Dem Grunde nach sind dem Kindeswohl 
und der Familieneinheit im Dublin-Verfahren ein großer 
Stellenwert eingeräumt. Daran können Vormünder/innen 
anknüpfen, um die Interessen der jungen Menschen im Ver-
fahren angemessen zu vertreten. Sie sollten sich dabei we-
der von dem strengen Fristenregime noch dem stark forma-
lisiert anmutenden Verfahren abschrecken lassen, sondern 
im Hinterkopf behalten, dass konkrete Kindeswohlbelan-
ge im Einzelfall schwerer wiegen können. Sie einzubrin-
gen und geltend zu machen, liegt in ihrer Hand. Dies kann 

grundsätzlich zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens gesche-
hen. Mögliche Gefährdungen, die von einer Familienzu-
sammenführung ausgehen könnten, sind bei Kenntnis zwin-
gend von dem/der Vormund/in einzubringen. 

Konkret liegt es zum einen in der Verantwortung der recht-
lichen Vertretung zu entscheiden, ob auf eine Familienzu-
sammenführung hingewirkt werden sollte, weil dies dem 
Wohl des Kindes entspricht, und hierzu dann die erfor-
derlichen Schritte einzuleiten, etwa je nach Konstellation 
die Stellung eines Asylantrags, wenn dies auch in der Sa-
che Aussicht auf Erfolg hat. Zum anderen hat der/die Vor-
mund/in bzw die rechtliche Vertretung die Möglichkeit und 
mitunter die Pflicht, relevante Informationen und Belange 
des Kindes unter Wahrung des Sozialdatenschutzes in das 
Verfahren einzubringen, auf Vollständigkeit der einzurei-
chenden Nachweise zu achten und den Verfahrensstand, 
so gut es geht, abzufragen. Wird eine Familienzusammen-
führung an den/die Vormund/in herangetragen etwa durch 
das BAMF, so sollte unbedingt ermittelt werden, warum 
hierzu keine Kenntnis besteht und ob die Zusammenfüh-
rung dem Wunsch des jungen Menschen entspricht. Auch 
die hier gewonnenen Informationen sollten durch den/die 
Vormund/in in das Verfahren eingebracht werden. Liegen 
konkrete Anhaltspunkte für eine von etwa den Eltern aus-
gehende Gefährdung vor, so ist dies dem BAMF unbe-
dingt mitzuteilen. 

Die rechtliche Vertretung endet nicht mit der Ablehnung 
der Familienzusammenführung: Der junge Mensch hat das 
Recht, dass alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden. Der/Die Vormund/in hat also idR die 
Pflicht, gegen negative Entscheidungen im Rechtsmittel-
weg vorzugehen. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass 
die Dublin III-VO keine einfache Materie ist. Handlungs-
spielräume zur Herstellung der Familieneinheit gestalten 
sich daher unterschiedlich. Über die Komplexität sollte in-
sofern ein Bewusstsein bestehen, einfache Schlussfolgerun-
gen vermieden und im Zweifel qualifizierter juristischer Rat 
eingeholt werden.38

Wir möchten mit diesem Beitrag aber ausdrücklich dazu er-
mutigen, sich nicht aus der Materie zurückzuziehen: Viel-
mehr sollten Jugendämter und Vormünder/innen den Bedarf 
an Qualifizierung und an qualifizierter rechtlicher Vertretung 
selbstbewusst einfordern, um ihre Pflicht, auf die Herstel-
lung der Familieneinheit hinzuwirken und etwa gegenüber 
dem BAMF und dem dortigen Dublin-Referat als Advokat 
im besten Sinne für das Kindeswohl aufzutreten, angemes-
sen erfüllen zu können. 

Genügend Fälle haben gezeigt, dass ein nachdrückliches Ein-
treten für die Familienzusammenführung gegenüber den Be-
hörden durchaus auch in schwierigen Fällen zum Erfolg füh-
ren kann.

37	 VG Münster 21.12.2018 – 2 L 989/18.A.
38	 Ansprechpartner sind bspw der Verein Equal Rights Beyond Borders eV (in-

fo@equal-rights.org, www.equal-rights.org) oder auch der BumF (in-
fo@b-umf.de, www.b-umf.de). 


